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Beschluss
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Änderung des Bundesbedarfsplangesetzes und 
anderer Vorschriften

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 206. Sitzung am 28. Januar 2021 zu dem 

von ihm verabschiedeten Gesetz zur Änderung des Bundesbedarfsplangesetzes 

und anderer Vorschriften – Drucksachen 19/23491, 19/24236, 19/26241 – die 

beigefügte Entschließung unter Buchstabe b auf Drucksache 19/26241  

angenommen.
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Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. eine Startregulierung der Wasserstoffnetze mit dem angekündigten Gesetzentwurf zur 
Umsetzung der Strombinnenmarktrichtlinie 2019 zu verbinden, der noch in dieser Legislatur 
in nationales Recht umzusetzen ist, und bittet die Bundesregierung, diesen Gesetzentwurf 
umgehend in das parlamentarische Verfahren einzubringen; 

2. mit dem angekündigten Gesetzentwurf zur Umsetzung der Strombinnenmarktrichtlinie 2019 
die erstinstanzliche Zuständigkeit der Oberverwaltungsgerichte für sämtliche Streitigkeiten zu 
begründen, die Planfeststellungsverfahren für Fernwärmetrassen oder deren Änderung 
betreffen; 

3. zu prüfen, ob Maßnahmengesetze ein geeignetes Mittel sein könnten, um den Stromnetzausbau 
zu beschleunigen; 

4. zu prüfen, ob und wann Gleichstrom-(DC)-Leistungsschalter zur Verbindung von Onshore-
und Offshore-Gleichstromsystemen in der Netzentwicklungsplanung berücksichtigt werden 
können.
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